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An das 
 
Bundesministerium für Finanzen 
BMF - I/8 (I/8)  
Johannesgasse 5 
1010 Wien 
 
 
 
Glücksspielreformgesetz 2026; Entwurf - 
Stellungnahme 
 (Zu GZ 2026-0.536.360 vom 26. Juni 2026)  
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Das Amt der Oö. Landesregierung teilt zum vorliegenden Entwurf Folgendes mit: 

 

Das Ziel dieses Entwurfs, die Spielerschutzmaßnahmen zu forcieren, ist grundsätzlich positiv zu 

bewerten, die damit verbundenen Auswirkungen auf die Abgabenerträge des Landes dürfen 

jedoch nicht unberücksichtigt bleiben: 

 

In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass durch den Entfall des Angebots von Video-Lotterie-

Terminals (VLT) keine Mindereinnahmen zu erwarten sind. Ob sich diese Prognose bewahrheitet, 

bleibt abzuwarten. Weiters ist auf Grund der sonstigen Spielbeschränkungen von einer 

Verringerung der Abgabenerträge auszugehen, sodass diese Entwicklung in den kommenden 

Jahren bewertet und im Rahmen der Finanzausgleichsverhandlungen zu berücksichtigen sein 

wird. 

 

Abschließend merken wir an, dass wir auf Grund der Ankündigung in der Bund-Länder-

Besprechung am 21. April 2026 davon ausgegangen sind, dass die nächste Novelle des 

Glücksspielrechts auch der Umsetzung der Geldwäschebestimmungen der RL(EU) 2024/1640 

dienen wird.  

www.land-oberoesterreich.gv.at 
 
 

Geschäftszeichen: 
Verf-2014-1465/42-Za  

 
Bearbeiterin: Mag. Petra Zahradnik-Uebe  

Tel: (+43 732) 77 20-14025 
Fax: (+43 732) 77 20-21 17 13 
E-Mail: verfd.post@ooe.gv.at  

 
 

Linz, 17.07.2026 
 
 

Amt der Oö. Landesregierung 
4021 Linz  •  Landhausplatz 1 
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Wir ersuchen, möglichst rasch die bundesrechtlichen Umsetzungsmaßnahmen bekannt zu geben, 

um auf Landesebene rechtzeitig die erforderlichen Gesetzesvorhaben in die Wege leiten zu 

können. 

 

Mit freundlichen Grüßen! 
 
Für die Oö. Landesregierung: 
 
Mag. Thomas Schäffer 
Landesamtsdirektor 
 
 
 
Ergeht abschriftlich an: 
1. das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 
2. alle Ämter der Landesregierungen 
3. die Verbindungsstelle der Bundesländer 
4. die Mitglieder der Oö. Landesregierung 
5. das Präsidium des Nationalrats 
6. das Institut für Föderalismus 
7. die Direktion Finanzen 
  (zu FinD-2015-213936) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweise: 
Dieses Dokument wurde amtssigniert. Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels und des Ausdrucks finden Sie unter: 
https://www.land-oberoesterreich.gv.at/amtssignatur 
Informationen zum Datenschutz finden Sie unter: https://www.land-oberoesterreich.gv.at/datenschutz 
Wenn Sie mit uns schriftlich in Verbindung treten wollen, führen Sie bitte das Geschäftszeichen dieses Schreibens an.  
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